
 
 

 
 
Vf. 57-IV-20 
       

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

DER VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 

DES FREISTAATES SACHSEN 
 

IM NAMEN DES VOLKES 

 

 

Beschluss 

 

In dem Verfahren 

über die Verfassungsbeschwerde 

 

 

 

 

des Herrn W., 

 

 

 

hat der Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen durch die Präsidentin des Verfas-

sungsgerichtshofes Birgit Munz, die Richter Uwe Berlit, Christoph Degenhart, Matthias 

Grünberg, die Richterin Simone Herberger, die Richter Klaus Schurig, Arnd Uhle, die Richte-

rin Andrea Versteyl und den Richter Andreas Wahl 

 

 

am 28. Mai 2020 

 

 

beschlossen: 

 

 

Die Verfassungsbeschwerde wird verworfen. 
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G r ü n d e : 

 

I. 

 

Mit seiner am 24. April 2020 bei dem Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen einge-

gangenen und mit Schreiben vom 11. Mai 2020 ergänzten Verfassungsbeschwerde wendet 

sich der Beschwerdeführer gegen Regelungen der bis zum 3. Mai 2020 geltenden Verordnung 

des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum 

Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19 (Sächsische Corona-Schutz-

Verordnung – SächsCoronaSchVO) vom 17. April 2020 (SächsGVBl. S. 170).  

 

Der Beschwerdeführer rügt eine Verletzung der Rechte auf Leben und körperliche Unver-

sehrtheit (Art. 16 Abs. 1 SächsVerf) und auf Versammlungsfreiheit (Art. 23 SächsVerf); dazu 

wird weiter vorgetragen. Mangels Rechtsbehelfs, wegen Eilbedürftigkeit und wegen fehlender 

Verwerfungskompetenz der Instanzgerichte werde direkt Verfassungsbeschwerde erhoben. 

Die Einschränkung wesentlicher Grundrechte sei von zentraler Bedeutung für das Zusammen-

leben der Menschen und deshalb von allgemeiner Bedeutung. 

 

Das Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt hat zum Verfahren 

Stellung genommen. Der Verfassungsgerichtshof hat ferner dem Staatsministerium der Justiz 

und für Demokratie, Europa und Gleichstellung von der Einleitung des Verfahrens Kenntnis 

gegeben.  

 

 

II. 

 

Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig, weil die Möglichkeiten fachgerichtlichen (Eil-) 

Rechtsschutzes nicht erschöpft sind (vgl. § 27 Abs. 2 Satz 1 SächsVerfGHG).  

 

Der Beschwerdeführer hatte die ihm zumutbare Möglichkeit, gegen die Sächsische Corona-

Schutz-Verordnung im Wege einer Normenkontrolle gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO i.V.m. 

§ 24 Abs. 1 SächsJG und / oder eines Eilrechtsschutzverfahrens gemäß § 47 Abs. 6 VwGO 

vorzugehen (vgl. auch BVerfG, Beschluss vom 18. April 2020 – 1 BvR 829/20 – juris Rn. 9). 

Damit hätte, wie andere beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht entschiedene Eilverfahren 

gegen die Sächsische Corona-Schutz-Verordnung belegen (etwa Beschlüsse vom 29. April 

2020 – 3 B 138/20, 3 B 144/20, 3 B 145/20, 3 B 146/20, 3 B 147/20), zeitnah und effektiv 

(Eil-)Rechtsschutz gewährt werden können. Umstände, unter denen ein solches Vorgehen 

ausnahmsweise nicht abverlangt werden kann (vgl. hierzu etwa BVerfG, Beschluss vom 29. 

April 2020 – 1 BvQ 47/20 – juris Rn. 11; Beschluss vom 18. April 2020 – 1 BvR 829/20 – 

juris Rn. 10 f.; Beschluss vom 9. April 2020 – 1 BvR 802/20 – juris Rn. 1, 8; Beschluss vom 

7. April 2020 – 1 BvR 755/20 – juris Rn. 4), sind nicht ersichtlich. Auch eine Vorabentschei-

dung wegen allgemeiner Bedeutung der Sache kommt nicht in Betracht (vgl. SächsVerfGH, 

Beschluss vom 28. Mai 2020 – Vf. 50-IV-20 [HS]; BVerfG, Beschluss vom 24. April 2020 – 

1 BvR 900/20 – juris Rn. 6). 
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Im Übrigen genügt die Verfassungsbeschwerde den Begründungsanforderungen nicht (§ 27 

Abs. 1, § 28 SächsVerfGHG). 

 

 

III. 

 

Der Verfassungsgerichtshof ist zu dieser Entscheidung einstimmig gelangt und trifft sie daher 

durch Beschluss nach § 10 Abs. 1 SächsVerfGHG i.V.m. § 24 BVerfGG. 

 

 

IV. 

 

Die Entscheidung ist kostenfrei (§ 16 Abs. 1 Satz 1 SächsVerfGHG). 

 

 

 

 

gez. Munz    gez. Berlit     gez. Degenhart 

 

 

 

 

gez. Grünberg    gez. Herberger    gez. Schurig 

 

 

 

 

gez. Uhle    gez. Versteyl    gez. Wahl 


